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229. Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher
Abfälle und ihrer Entsorgung samt Anlagen
(NR: GP XVIII RV 548 AB 730 S. 85. BR: AB 4357 S. 560.)

230. Kundmachung: Inkrafttreten der Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle 1992

229.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages: Basler Übereinkommen über die Kontrolle der
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung samt Anlagen wird
genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

BASLER ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE
KONTROLLE DER GRENZÜBER-
SCHREITENDEN VERBRINGUNG GE-
FÄHRLICHER ABFÄLLE UND IHRER

ENTSORGUNG

PRÄAMBEL

Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens —

im Bewußtsein des Risikos einer durch gefährli-
che Abfälle und andere Abfälle und ihre grenzüber-
schreitende Verbringung verursachten Schädigung
der menschlichen Gesundheit und der Umwelt,

eingedenk der wachsenden Bedrohung, welche
die zunehmende Erzeugung und Vielfalt gefährli-
cher Abfälle und anderer Abfälle und deren
grenzüberschreitende Verbringung für die mensch-
liche Gesundheit und die Umwelt darstellen,

sowie eingedenk dessen, daß die menschliche
Gesundheit und die Umwelt vor den mit solchen
Abfällen verbundenen Gefahren am wirksamsten
dadurch geschützt werden, daß die Erzeugung
solcher Abfälle nach Menge und/oder gefährlichen
Eigenschaften auf ein Mindestmaß beschränkt wird,

überzeugt, daß die Staaten die notwendigen
Maßnahmen treffen sollen, um sicherzustellen, daß
die Behandlung gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle einschließlich ihrer grenzüberschreitenden
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Verbringung und ihrer Entsorgung unabhängig vom
Ort der Entsorgung mit dem Schutz der menschli-
chen Gesundheit und der Umwelt vereinbar ist,

in der Erkenntnis, daß die Staaten dafür sorgen
sollen, daß der Erzeuger seine Pflichten in bezug
auf Beförderung und Entsorgung gefährlicher
Abfälle und anderer Abfälle so erfüllt, wie es —
unabhängig vom Ort der Entsorgung — mit dem
Schutz der Umwelt vereinbar ist,

in voller Anerkennung des souveränen Rechts
jedes Staates, die Einfuhr von aus dem Ausland
stammenden gefährlichen Abfällen und anderen
Abfällen in sein Hoheitsgebiet oder die Entsorgung
in seinem Hoheitsgebiet zu verbieten,

sowie in Anerkennung des wachsenden Wunsches
nach einem Verbot der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle in andere Staaten,
insbesondere Entwicklungsländer, und ihrer Ent-
sorgung in solchen Staaten,

überzeugt, daß gefährliche Abfälle und andere
Abfälle in dem Staat entsorgt werden sollen, in dem
sie erzeugt wurden, soweit dies mit einer umweltge-
rechten und wirksamen Behandlung vereinbar ist,

sowie in dem Bewußtsein, daß eine grenzüber-
schreitende Verbringung solcher Abfälle aus dem
Erzeugerstaat in einen anderen Staat nur erlaubt
werden soll, wenn sie unter Bedingungen erfolgt,
welche die menschliche Gesundheit und die Umwelt
nicht gefährden und mit diesem Übereinkommen
vereinbar sind,

in der Erwägung, daß eine verstärkte Kontrolle
der grenzüberschreitenden Verbringung gefährli-
cher Abfälle und anderer Abfälle ihrer umweltge-
rechten Behandlung und einer Verringerung des
Umfangs der grenzüberschreitenden Verbringung
förderlich sein wird,

überzeugt, daß die Staaten Maßnahmen für einen
zweckdienlichen Austausch von Informationen und
eine wirksame Kontrolle der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle aus und nach diesen Staaten treffen sollen,

in der Erkenntnis, daß in mehreren internatio-
nalen und regionalen Übereinkünften die Frage des
Schutzes und der Bewahrung der Umwelt im
Zusammenhang mit der Durchfuhr gefährlicher
Güter behandelt wurde,

unter Berücksichtigung der Erklärung der Konfe-
renz der Vereinten Nationen über die Umwelt des
Menschen (Stockholm, 1972), der vom
Verwaltungsrat des Umweltprogramms der Verein-
ten Nationen (UNEP) mit Beschluß 14/30 vom
17. Juni 1987 angenommenen Kairoer Richtlinien
und Grundsätze für die umweltgerechte Behand-
lung gefährlicher Abfälle, der 1957 abgefaßten und
alle zwei Jahre auf den neuesten Stand gebrachten
Empfehlungen des Sachverständigenausschusses der
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Vereinten Nationen über die Beförderung gefährli-
cher Güter der im Rahmen der Vereinten Nationen
angenommenen einschlägigen Empfehlungen, Er-
klärungen, Übereinkünfte und Regelungen und der
von anderen internationalen und regionalen Orga-
nisationen durchgeführten Arbeiten und Untersu-
chungen,

eingedenk des Geistes, der Grundsätze, der Ziele
und der Aufgaben der von der Generalversammlung
der Vereinten Nationen auf ihrer siebenunddreißig-
sten Tagung (1982) als ethische Richtschnur zum
Schutz der menschlichen Umwelt und der Erhal-
tung der natürlichen Ressourcen angenommenen
Weltcharta der Natur,

in Bekräftigung der Tatsache, daß die Staaten für
die Erfüllung ihrer internationalen Verpflichtungen
betreffend den Schutz der menschlichen Gesundheit
und den Schutz und die Bewahrung der Umwelt
verantwortlich sind und nach dem Völkerrecht
hierfür haften,

in der Erkenntnis, daß bei einer wesentlichen
Verletzung dieses Übereinkommens oder eines
dazugehörigen Protokolls das einschlägige interna-
tionale Vertragsrecht zur Anwendung gelangt,

im Bewußtsein der Notwendigkeit, umweltge-
rechte, abfallarme Technologien, Verwertungsver-
fahren, gute Bewirtschaftungs- und Behandlungssy-
steme weiterzuentwickeln und -anzuwenden, um
die Erzeugung gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle auf ein Mindestmaß zu beschränken,

sowie in dem Bewußtsein, daß sich die internatio-
nale Gemeinschaft in zunehmendem Maße mit der
Notwendigkeit befaßt, die grenzüberschreitende
Verbringung gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle streng zu kontrollieren, und mit der
Notwendigkeit, diese Verbringung soweit wie
möglich auf ein Mindestmaß zu beschränken,

besorgt über das Problem des unerlaubten
grenzüberschreitenden Verkehrs mit gefährlichen
Abfällen und anderen Abfällen,

sowie unter Berücksichtigung der begrenzten
Möglichkeiten der Entwicklungsländer, gefährliche
Abfälle und andere Abfälle zu behandeln,

in Anerkennung der Notwendigkeit, die Weiter-
gabe von Technologie, insbesondere an Entwick-
lungsländer, für die sachgerechte Behandlung von
im Inland angefallenen gefährlichen Abfällen und
anderen Abfällen entsprechend dem Geist der
Kairoer Richtlinien und dem Beschluß 14/16 des
Verwaltungsrats des UNEP über die Förderung der
Weitergabe von Umweltschutztechnologien zu
fördern,

sowie in Anerkennung der Tatsache, daß
gefährliche Abfälle und andere Abfälle in Überein-
stimmung mit einschlägigen internationalen Über-
einkünften und Empfehlungen befördert werden
sollen,
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sowie in der Überzeugung, daß die grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher Abfälle und
anderer Abfälle nur erlaubt werden soll, wenn die
Beförderung und die endgültige Entsorgung solcher
Abfälle umweltgerecht erfolgen,

und in dem festen Willen, durch strenge
Kontrollen die menschliche Gesundheit und die
Umwelt vor den nachteiligen Folgen zu schützen,
die sich aus der Erzeugung und Behandlung
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle ergeben
können —

HABEN FOLGENDES VEREINBART:

Artikel 1

Geltungsbereich des Übereinkommens

(1) Folgende Abfälle, die Gegenstand grenzüber-
schreitender Verbringung sind, gelten im Sinne
dieses Übereinkommens als „gefährliche Abfälle":

a) Abfälle, die einer in Anlage I enthaltenen
Gruppe angehören, es sei denn, sie besitzen
keine der in Anlage III aufgeführten Eigen-
schaften, und

b) Abfälle, die nicht unter Buchstabe a fallen,
aber nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften der Vertragspartei, die Ausfuhr-,
Einfuhr- oder Durchfuhrstaat ist, als gefährli-
che Abfälle bezeichnet sind oder als solche
gelten.

(2) Abfälle, die einer in Anlage II enthaltenen
Gruppe angehören und Gegenstand grenzüber-
schreitender Verbringung sind, gelten im Sinne
dieses Übereinkommens als „andere Abfälle".

(3) Abfälle, die wegen ihrer Radioaktivität
anderen internationalen, insbesondere für radioak-
tives Material geltenden Kontrollsystemen, ein-
schließlich internationaler Übereinkünfte unterlie-
gen, sind vom Geltungsbereich dieses Übereinkom-
mens ausgenommen.

(4) Abfälle, die durch den üblichen Betrieb eines
Schiffes entstehen und deren Einleiten durch eine
andere internationale Übereinkunft geregelt ist, sind
von dem Geltungsbereich dieses Übereinkommens
ausgenommen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

1. bedeutet „Abfälle" Stoffe oder Gegenstände,
die entsorgt werden, zur Entsorgung bestimmt sind
oder auf Grund der innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften entsorgt werden müssen;

2. bedeutet „Behandlung" die Sammlung, Beför-
derung und Entsorgung gefährlicher Abfälle oder
anderer Abfälle, einschließlich der nachfolgenden
Überwachung der Deponien;
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3. bedeutet „grenzüberschreitende Verbringung"
jede Verbringung gefährlicher Abfälle oder anderer
Abfälle aus einem der Hoheitsgewalt eines Staates
unterstehenden Gebiet in oder durch ein der
Hoheitsgewalt eines anderen Staates unterstehendes
Gebiet oder in oder durch ein nicht der
Hoheitsgewalt eines Staates unterstehendes Gebiet;
in die Verbringung müssen mindestens zwei Staaten
einbezogen sein;

4. bedeutet „Entsorgung" jedes in Anlage IV
aufgeführte Verfahren;

5. bedeutet „zugelassene Deponie oder Anlage"
eine Deponie oder Anlage für die Entsorgung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle, für die
von einer zuständigen Behörde des Staates, in dem
sich die Deponie oder Anlage befindet, eine
Betriebsgenehmigung oder -erlaubnis erteilt wurde;

6. bedeutet „zuständige Behörde" eine von einer
Vertragspartei bestimmte staatliche Behörde, die
innerhalb eines von der Vertragspartei nach
eigenem Ermessen festgelegten geographischen
Gebiets für die Entgegennahme der Notifikation
über eine grenzüberschreitende Verbringung ge-
fährlicher Abfälle oder anderer Abfälle und aller
diesbezüglichen Informationen sowie für die
Beantwortung einer solchen Notifikation nach
Artikel 6 verantwortlich ist;

7. bedeutet ,,Anlaufstelle" die in Artikel 5
genannte Stelle einer Vertragspartei, die für die
Entgegennahme und Mitteilung der Informationen
nach den Artikeln 13 und 15 verantwortlich ist;

8. bedeutet „umweltgerechte Behandlung gefähr-
licher Abfälle oder anderer Abfälle" alle praktisch
durchführbaren Maßnahmen, die sicherstellen, daß
gefährliche Abfälle oder andere Abfälle so behan-
delt werden, daß der Schutz der menschlichen
Gesundheit und der Umwelt vor den nachteiligen
Auswirkungen, die solche Abfälle haben können,
gewährleistet ist;

9. bedeutet „der Hoheitsgewalt eines Staates
unterstehendes Gebiet" jedes Land- oder Meeresge-
biet und jeden Luftraum, innerhalb dessen ein Staat
nach dem Völkerrecht verwaltungsrechtliche Zu-
ständigkeit in bezug auf den Schutz der menschli-
chen Gesundheit oder der Umwelt ausübt;

10. bedeutet ,,Ausfuhrstaat" eine Vertragspartei,
von der aus eine grenzüberschreitende Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle geplant ist
oder eingeleitet wird;

11. bedeutet „Einfuhrstaat" eine Vertragspartei,
in die eine grenzüberschreitende Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle zum
Zweck der Entsorgung oder zum Zweck des
Verladens vor der Entsorgung in einem nicht der
Hoheitsgewalt eines Staates unterstehenden Gebiet
geplant ist oder stattfindet;
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12. bedeutet „Durchfuhrstaat" jeden Staat, der
nicht Ausfuhr- oder Einfuhrstaat ist, durch den eine
Verbringung gefährlicher Abfälle oder anderer
Abfälle geplant ist oder stattfindet;

13. bedeutet „betroffene Staaten" Vertragspar-
teien, die Ausfuhr-, Einfuhr- oder Durchfuhrstaaten
sind, gleichviel ob sie Vertragsparteien sind oder
nicht;

14. bedeutet „Person" jede natürliche oder
juristische Person;

15. bedeutet „Exporteur" jede Person unter der
Hoheitsgewalt des Ausfuhrstaats, welche die
Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle
veranlaßt oder vornimmt;

16. bedeutet „Importeur" jede Person unter der
Hoheitsgewalt des Einfuhrstaats, welche die Ein-
fuhr gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle
veranlaßt oder vornimmt;

17. bedeutet „Beförderer" jede Person, welche
gefährliche Abfälle oder andere Abfälle befördert;

18. bedeutet „Erzeuger" jede Person, durch
deren Tätigkeit gefährliche Abfälle oder andere
Abfälle anfallen, oder, ist diese Person nicht
bekannt, die Person, die im Besitz dieser Abfälle ist
und/oder sie kontrolliert;

19. bedeutet „Entsorger" jede Person, an die
gefährliche Abfälle oder andere Abfälle versandt
werden und welche die Entsorgung dieser Abfälle
durchführt;

20. bedeutet „Organisation der politischen
und/oder wirtschaftlichen Integration" eine von
souveränen Staaten gegründete Organisation, der
ihre Mitgliedstaaten Zuständigkeit für die durch
dieses Übereinkommen geregelten Angelegenheiten
übertragen haben und die nach ihren eigenen
Verfahren ordnungsgemäß ermächtigt ist, das
Übereinkommen zu unterzeichnen, zu ratifizieren,
anzunehmen, zu genehmigen, förmlich zu bestäti-
gen oder ihm beizutreten;

21. bedeutet „unerlaubter Verkehr" jede in
Artikel 9 aufgeführte grenzüberschreitende Ver-
bringung gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle.

Artikel 3

Innerstaatliche Begriffsbestimmungen von gefährli-
chen Abfällen

(1) Jede Vertragspartei teilt binnen sechs
Monaten, nachdem sie Vertragspartei dieses Über-
einkommens geworden ist, dem Sekretariat des
Übereinkommens mit, welche außer den in den
Anlagen I und II aufgeführten Abfälle auf Grund
innerstaatlicher Rechtsvorschriften als gefährlich
gelten oder bezeichnet sind, sowie die Vorschriften
für die Verfahren der grenzüberschreitenden
Verbringung, die auf solche Abfälle Anwendung
finden.
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(2) Jede Vertragspartei teilt in der Folge dem
Sekretariat jede bedeutende Änderung der nach
Absatz 1 erteilten Informationen mit.

(3) Das Sekretariat teilt allen Vertragsparteien die
nach den Absätzen 1 und 2 bei ihm eingegangenen
Informationen sofort mit.

(4) Die Vertragsparteien sind dafür verantwort-
lich, daß die ihnen vom Sekretariat nach Absatz 3
übermittelten Informationen ihren Exporteuren zur
Verfügung gestellt werden.

Artikel 4

Allgemeine Verpflichtungen

(1) a) Vertragsparteien, die ihr Recht wahrneh-
men, die Einfuhr gefährlicher Abfälle oder
anderer Abfälle zum Zweck ihrer Entsor-
gung zu verbieten, unterrichten die
übrigen Vertragsparteien nach Artikel 13
von ihrem Beschluß.

b) Die Vertragsparteien verbieten oder ertei-
len keine Erlaubnis für die Ausfuhr
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle
in die Vertragsparteien, welche die Ein-
fuhr solcher Abfälle verboten haben, wenn
sie nach Buchstabe a davon in Kenntnis
gesetzt worden sind.

c) Die Vertragsparteien verbieten oder ertei-
len keine Erlaubnis für die Ausfuhr
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle,
wenn der Einfuhrstaat nicht seine schrift-
liche Einwilligung zu der bestimmten
Einfuhr erteilt hat, für den Fall, daß dieser
Einfuhrstaat die Einfuhr dieser Abfälle
nicht verboten hat.

(2) Jede Vertragspartei trifft geeignete Maßnah-
men, um

a) sicherzustellen, daß die Erzeugung gefährli-
cher Abfälle und anderer Abfälle im Inland auf
ein Mindestmaß beschränkt wird, wobei
soziale, technologische und wirtschaftliche
Gesichtspunkte berücksichtigt werden;

b) die Verfügbarkeit geeigneter Entsorgungsan-
lagen für eine umweltgerechte Behandlung
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle
unabhängig vom Ort ihrer Entsorgung sicher-
zustellen, die sich nach Möglichkeit im Inland
befindensollen;

c) sicherzustellen, daß die an der Behandlung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle im
Inland beteiligten Personen die notwendigen
Vorkehrungen treffen, damit eine infolge
dieser Behandlung entstehende Verschmut-
zung durch gefährliche Abfälle und andere
Abfälle verhindert wird; sollte es zu einer
solchen Verschmutzung kommen, so sind
deren Folgen für die menschliche Gesundheit
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und die Umwelt auf ein Mindestmaß zu
beschränken;

d) sicherzustellen, daß die grenzüberschreitende
Verbringung gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle auf ein Mindestmaß beschränkt wird,
das mit der umweltgerechten und wirksamen
Behandlung solcher Abfälle vereinbar ist, und
die so durchgeführt wird, daß die menschliche
Gesundheit und die Umwelt vor den nachteili-
gen Auswirkungen, die dadurch entstehen
können, geschützt sind;

e) die Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder anderer
Abfälle in einen Staat oder eine Gruppe von
Staaten, die einer Organisation der wirtschaft-
lichen und/oder politischen Integration ange-
hören und die Vertragsparteien sind, insbe-
sondere Entwicklungsländer, die durch ihre
Rechtsvorschriften alle Einfuhren verboten
haben, nicht zu erlauben oder wenn sie Grund
zu der Annahme hat, daß die Abfälle im Sinne
der von den Vertragsparteien auf ihrer ersten
Tagung zu beschließenden Kriterien nicht
umweltgerecht behandelt werden;

f) zu verlangen, daß den betroffenen Staaten
Informationen über eine geplante grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher Abfälle
und anderer Abfälle nach Anlage V A über-
mittelt werden, damit sie die Auswirkungen
der geplanten Verbringung auf die menschli-
che Gesundheit und die Umwelt beurteilen
können;

g) die Einfuhr gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle zu verhindern, wenn sie Grund zu der
Annahme hat, daß die fraglichen Abfälle nicht
umweltgerecht behandelt werden;

h) mit anderen Vertragsparteien und anderen
interessierten Organisationen unmittelbar und
über das Sekretariat bei Tätigkeiten zusam-
menzuarbeiten, einschließlich der Verbreitung
von Informationen über die grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle und
anderer Abfälle, damit die umweltgerechte
Behandlung solcher Abfälle verbessert und der
unerlaubte Verkehr verhindert werden.

(3) Die Vertragsparteien sind der Auffassung, daß
der unerlaubte Verkehr mit gefährlichen Abfällen
oder anderen Abfällen eine Straftat darstellt.

(4) Jede Vertragspartei trifft geeignete rechtliche,
verwaltungsmäßige und sonstige Maßnahmen, um
dieses Übereinkommen durchzuführen und ihm
Geltung zu verschaffen, einschließlich Maßnahmen
zur Verhinderung und Bestrafung übereinkom-
menswidriger Verhaltensweisen.

(5) Die Vertragsparteien erlauben weder die
Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle in
eine Nichtvertragspartei noch deren Einfuhr aus
einer Nichtvertragspartei.

(6) Die Vertragsparteien kommen überein, die
Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle
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zur Entsorgung innerhalb des Gebiets südlich von
60 Grad südlicher Breite nicht zu erlauben,
gleichviel ob solche Abfälle Gegenstand einer
grenzüberschreitenden Verbringung sind.

(7) Jede Vertragspartei wird außerdem
a) allen Personen unter ihrer Hoheitsgewalt die

Beförderung oder die Entsorgung gefährlicher
Abfälle oder anderer Abfälle verbieten, sofern
diese Personen nicht ermächtigt oder befugt
sind, Tätigkeiten dieser Art auszuüben;

b) verlangen, daß gefährliche Abfälle und andere
Abfälle, die Gegenstand einer grenzüber-
schreitenden Verbringung sein sollen, in
Übereinstimmung mit allgemein angenomme-
nen und anerkannten internationalen Regeln
und Normen im Bereich der Verpackung, der
Kennzeichnung und der Beförderung ver-
packt, gekennzeichnet und befördert werden
und daß einschlägigen international aner-
kannten Gepflogenheiten gebührend Rech-
nung getragen wird;

c) verlangen, daß den gefährlichen Abfällen und
anderen Abfällen vom Ausgangspunkt der
grenzüberschreitenden Verbringung bis zum
Ort der Entsorgung ein Begleitpapier beige-
fügt ist.

(8) Jede Vertragspartei verlangt, daß gefährliche
Abfälle oder andere Abfälle, die ausgeführt werden
sollen, im Einfuhrstaat oder anderswo umweltge-
recht behandelt werden. Die technischen Richtlinien
für die umweltgerechte Behandlung der von diesem
Übereinkommen erfaßten Abfälle werden von den
Vertragsparteien auf ihrer ersten Tagung beschlos-
sen.

(9) Die Vertragsparteien treffen geeignete Maß-
nahmen, damit die grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle nur
zugelassen wird, wenn

a) der Ausfuhrstaat nicht über die technische
Fähigkeit und die notwendigen Anlagen, die
Mittel oder die geeigneten Deponien verfügt,
um die fraglichen Abfälle umweltgerecht und
wirksam zu entsorgen,

b) die fraglichen Abfälle als Rohstoff für
Verwertungs- und Aufbereitungsindustrien im
Einfuhrstaat benötigt werden oder

c) die betreffende grenzüberschreitende Ver-
bringung mit anderen von den Vertragspar-
teien zu beschließenden Kriterien überein-
stimmt; diese Kriterien dürfen jedoch nicht
von den Zielen dieses Übereinkommens
abweichen.

(10) Die in diesem Übereinkommen vorgesehe-
nen Verpflichtungen der Staaten, in denen gefährli-
che Abfälle und andere Abfälle erzeugt werden,
wonach diese Abfälle umweltgerecht zu behandeln
sind, dürfen unter keinen Umständen auf die
Einfuhr- oder Durchfuhrstaaten übertragen wer-
den.
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(11) Dieses Übereinkommen hindert eine Ver-
tragspartei nicht daran, zusätzliche Anforderungen
aufzustellen, die mit dem Übereinkommen im
Einklang stehen und den Regeln des Völkerrechts
entsprechen, um die menschliche Gesundheit und
die Umwelt besser zu schützen.

(12) Dieses Übereinkommen berührt weder die
Souveränität der Staaten über ihr nach dem
Völkerrecht festgelegtes Küstenmeer, die souverä-
nen Rechte und die Hoheitsbefugnisse, welche die
Staaten nach dem Völkerrecht in ihrer aus-
schließlichen Wirtschaftszone und auf ihrem
Festlandsockel ausüben, noch die Wahrnehmung
der im Völkerrecht vorgesehenen und in einschlägi-
gen internationalen Übereinkünften niedergelegten
Rechte und Freiheiten der Schiffahrt durch Schiffe
und des Überflugs durch Luftfahrzeuge aller
Staaten.

(13) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die
Möglichkeiten für eine Verringerung der Menge
und/oder des Verschmutzungspotentials gefährli-
cher Abfälle und anderer Abfälle, die in andere
Länder und insbesondere in Entwicklungsländer
ausgeführt werden, regelmäßig zu überprüfen.

Artikel 5

Bestimmung der zuständigen Behörden und der An-
laufstelle

Um die Durchführung dieses Übereinkommens
zu erleichtern, werden die Vertragsparteien

(1) eine oder mehrere zuständige Behörden und
eine Anlaufstelle bestimmen oder einrichten. Im Fall
eines Durchfuhrstaats wird eine zuständige Behörde
zur Entgegennahme der Notifikation bestimmt;

(2) dem Sekretariat binnen drei Monaten nach
dem Zeitpunkt, zu dem das Übereinkommen für sie
in Kraft getreten ist, mitteilen, welche Stellen sie als
Anlaufstelle und als zuständige Behörden bestimmt
haben;

(3) dem Sekretariat jede Änderung in bezug auf
die nach Absatz 2 vorgenommenen Bestimmungen
binnen eines Monats nach dem Zeitpunkt, zu dem
der Beschluß über die Änderung getroffen wurde,
mitteilen.

Artikel 6

Grenzüberschreitende Verbringung zwischen Ver-
tragsparteien

(1) Der Ausfuhrstaat teilt über seine zuständige
Behörde der zuständigen Behörde der betroffenen
Staaten schriftlich jede vorgesehene grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher Abfälle oder
anderer Abfälle mit oder verlangt vom Erzeuger
oder Exporteur, daß er dies tut. Diese Notifikation
enthält die in Anlage V A angegebenen Erklärungen
und Informationen in einer für den Einfuhrstaat
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annehmbaren Sprache. An jeden betroffenen Staat
braucht nur eine Notifikation gerichtet zu werden.

(2) Der Einfuhrstaat bestätigt der notifizierenden
Stelle den Eingang der Notifikation, wobei er seine
Zustimmung zu der Verbringung mit oder ohne
Auflagen erteilt, die Erlaubnis für die Verbringung
verweigert oder zusätzliche Informationen verlangt.
Eine Abschrift der endgültigen Antwort des
Einfuhrstaats wird den zuständigen Behörden der
betroffenen Staaten übersandt, die Vertragsparteien
sind.

(3) Der Ausfuhrstaat erlaubt dem Erzeuger oder
Exporteur erst dann mit der grenzüberschreitenden
Verbringung zu beginnen, wenn er die schriftliche
Bestätigung erhalten hat, daß

a) die notifizierende Stelle die schriftliche
Zustimmung des Einfuhrstaats erhalten hat
und

b) die notifizierende Stelle vom Einfuhrstaat die
Bestätigung erhalten hat, daß zwischen dem
Exporteur und dem Entsorger ein Vertrag
vorhanden ist, in dem die umweltgerechte
Behandlung der fraglichen Abfälle ausdrück-
lich festgelegt ist.

(4) Jeder Durchfuhrstaat, der Vertragspartei ist,
bestätigt der notifizierenden Stelle umgehend den
Eingang der Notifikation. Er kann der notifizieren-
den Stelle danach binnen 60 Tagen eine schriftliche
Antwort zukommen lassen, in der er seine
Zustimmung zu der Verbringung mit oder ohne
Auflagen erteilt, die Erlaubnis für die Verbringung
verweigert oder zusätzliche Informationen verlangt.
Der Ausfuhrstaat erlaubt erst dann, mit der
grenzüberschreitenden Verbringung zu beginnen,
wenn er die schriftliche Zustimmung des Durch-
fuhrstaats erhalten hat. Beschließt eine Vertragspar-
tei jedoch zu irgendeinem Zeitpunkt, im allgemei-
nen oder unter bestimmten Voraussetzungen keine
vorherige schriftliche Zustimmung zu der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle
oder anderer Abfälle in der Durchfuhr zu verlangen,
oder ändert sie ihre Vorschriften in dieser Hinsicht,
so teilt sie nach Artikel 13 den übrigen Vertragspar-
teien ihren Beschluß sofort mit. Geht in diesem
letzteren Fall binnen 60 Tagen nach Eingang der
Notifikation des Durchfuhrstaats keine Antwort bei
dem Ausfuhrstaat ein, so kann dieser die Ausfuhr
durch den Durchfuhrstaat erlauben.

(5) Werden bei einer grenzüberschreitenden
Verbringung von Abfällen diese nicht von allen
Beteiligten rechtlich als gefährliche Abfälle bezeich-
net oder betrachtet, sondern nur

a) vom Ausfuhrstaat, so finden die Vorschriften
des Absatzes 9, die für den Importeur oder
Entsorger und den Einfuhrstaat gelten,
sinngemäß auf den Exporteur beziehungs-
weise den Ausfuhrstaat Anwendung;
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b) vom Einfuhrstaat oder von den Einfuhr- und
Durchfuhrstaaten, die Vertragsparteien sind,
so finden die Vorschriften der Absätze 1, 3, 4
und 6, die für den Exporteur und den
Ausfuhrstaat gelten, sinngemäß auf den
Importeur oder Entsorger beziehungsweise
den Einfuhrstaat Anwendung oder

c) von einem Durchfuhrstaat, der Vertragspartei
ist, so findet Absatz 4 auf diesen Staat
Anwendung.

(6) Der Ausfuhrstaat kann, vorbehaltlich der
schriftlichen Zustimmung der betroffenen Staaten,
dem Erzeuger oder dem Exporteur erlauben, eine
allgemeine Notifikation zu verwenden, wenn
gefährliche Abfälle oder andere Abfälle mit den
gleichen physikalischen und chemischen Eigen-
schaften regelmäßig über dasselbe Ausreisezollamt
des Ausfuhrstaats und über dasselbe Einreisezollamt
des Einfuhrstaats und, im Fall einer Durchfuhr, über
dasselbe Einreise- und Ausreisezollamt des Durch-
fuhrstaats oder der Durchfuhrstaaten an denselben
Entsorger versandt werden.

(7) Die betroffenen Staaten können ihre schrift-
liche Zustimmung zu der Verwendung der in
Absatz 6 genannten allgemeinen Notifikation von
der Erteilung bestimmter Informationen abhängig
machen, so etwa von Angaben über die genauen
Mengen oder periodischen Listen der zu versenden-
den gefährlichen Abfälle oder anderen Abfälle.

(8) Die in den Absätzen 6 und 7 genannte
allgemeine Notifikation und die schriftliche Zustim-
mung können wiederholte Sendungen gefährlicher
Abfälle oder anderer Abfälle für eine Zeitspanne
von höchstens zwölf Monaten erfassen.

(9) Die Vertragsparteien verlangen, daß jede
Person, die für eine grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle die
Verantwortung übernimmt, das Begleitpapier ent-
weder bei Lieferung oder bei Übernahme des
betreffenden Abfalls unterzeichnet. Sie verlangen
auch, daß der Entsorger sowohl den Exporteur als
auch die zuständige Behörde des Ausfuhrstaats von
der Übernahme der betreffenden Abfälle durch den
Entsorger sowie zu gegebener Zeit vom Abschluß
der Entsorgung entsprechend den in der Notifika-
tion angegebenen Einzelheiten informiert. Geht
eine derartige Information im Ausfuhrstaat nicht
ein, so teilt die zuständige Behörde des Ausfuhr-
staats oder der Exporteur dem Einfuhrstaat dies mit.

(10) Die auf Grund dieses Artikels erforderliche
Notifikation und Antwort werden der zuständigen
Behörde der betroffenen Vertragsparteien oder im
Fall von Nichtvertragsparteien der entsprechenden
staatlichen Behörde übermittelt.

(11) Jede grenzüberschreitende Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle muß je
nach den Vorschriften des Einfuhr- oder Durch-
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fuhrstaats, der Vertragspartei ist, durch eine
Versicherung, Bürgschaft oder Garantieleistung
abgesichert sein.

Artikel 7

Grenzüberschreitende Verbringung aus einer Ver-
tragspartei durch Staaten, die nicht Vertragsparteien

sind

Artikel 6 Absatz 1 des Übereinkommens findet
sinngemäß auf die grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle aus
einer Vertragspartei durch einen oder mehrere
Staaten Anwendung, die nicht Vertragsparteien
sind.

Artikel 8

Wiedereinfuhrpflicht

Kann eine grenzüberschreitende Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle, der die
betroffenen Staaten vorbehaltlich dieses Überein-
kommens zugestimmt haben, nicht entsprechend
den vertraglichen Bedingungen zu Ende geführt
werden, so sorgt der Ausfuhrstaat dafür, daß die
betreffenden Abfälle vom Exporteur in den
Ausfuhrstaat zurückgeführt werden, falls binnen
90 Tagen, nachdem der Einführstaat den Ausfuhr-
staat und das Sekretariat unterrichtet hat, oder
binnen einer anderen von den betroffenen Staaten
vereinbarten Frist keine anderen Regelungen für
ihre umweltgerechte Entsorgung getroffen werden
können. Zu diesem Zweck werden der Ausfuhrstaat
und jeder Durchfuhrstaat, der Vertragspartei ist, die
Rückführung dieser Abfälle in den Ausfuhrstaat
nicht ablehnen, aufhalten oder verhindern.

Artikel 9

Unerlaubter Verkehr

(1) Als unerlaubter Verkehr im Sinne dieses
Übereinkommens gilt jede grenzüberschreitende
Verbringung gefährlicher Abfälle oder anderer
Abfälle,

a) die ohne eine nach dem Übereinkommen
erforderliche Notifikation an alle betroffenen
Staaten erfolgt,

b) die ohne die nach dem Übereinkommen
erforderliche Zustimmung eines betroffenen
Staates erfolgt,

c) die mit einer durch Fälschung, irreführende
Angaben oder Betrug erlangten Zustimmung
der betroffenen Staaten erfolgt,

d) die im wesentlichen nicht mit den Papieren
übereinstimmt oder

e) die zu einer vorsätzlichen Beseitigung (zB
Einbringen [dumping]) gefährlicher Abfälle
oder anderer Abfälle entgegen diesem Über-
einkommen und allgemeinen Grundsätzen des
Völkerrechts führt.



2330 85. Stück — Ausgegeben am 2. April 1993 — Nr. 229

(2) Gilt eine grenzüberschreitende Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle infolge
des Verhaltens des Exporteurs oder des Erzeugers
als unerlaubter Verkehr, so sorgt der Ausfuhrstaat
dafür, daß die betreffenden Abfälle

a) vom Exporteur oder vom Erzeuger oder, falls
notwendig, von ihm selbst in den Ausfuhrstaat
zurückgeführt werden oder, falls dies prak-
tisch nicht möglich ist,

b) in Übereinstimmung mit diesem Übereinkom-
men anderweitig entsorgt werden,

und zwar binnen 30 Tagen, nachdem der Ausfuhr-
staat über den unerlaubten Verkehr unterrichtet
wurde, oder binnen einer anderen von den
betroffenen Staaten zu vereinbarenden Frist. Zu
diesem Zweck werden die betroffenen Vertragspar-
teien die Rückführung dieser Abfälle in den
Ausfuhrstaat nicht ablehnen, aufhalten oder verhin-
dern.

(3) Gilt eine grenzüberschreitende Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle infolge
des Verhaltens des Importeurs oder des Entsorgers
als unerlaubter Verkehr, so sorgt der Einfuhrstaat
dafür, daß die betreffenden Abfälle vom Importeur
oder vom Entsorger oder, falls notwendig, von ihm
selbst binnen 30 Tagen, nachdem der Einfuhrstaat
von dem unerlaubten Verkehr Kenntnis erhalten
hat, oder binnen einer anderen von den betroffenen
Staaten zu vereinbarenden Frist umweltgerecht
entsorgt werden. Zu diesem Zweck arbeiten die
betroffenen Vertragsparteien nach Bedarf bei einer
umweltgerechten Entsorgung der Abfälle zusam-
men.

(4) Kann die Verantwortung für den unerlaubten
Verkehr weder dem Exporteur oder Erzeuger noch
dem Importeur oder Entsorger zugewiesen werden,
so arbeiten die betroffenen Vertragsparteien oder
gegebenenfalls andere Vertragsparteien zusammen,
um sicherzustellen, daß die betreffenden Abfälle so
bald wie möglich im Ausfuhrstaat, im Einfuhrstaat
oder gegebenenfalls anderswo umweltgerecht ent-
sorgt werden.

(5) Jede Vertragspartei erläßt geeignete inner-
staatliche Rechtsvorschriften zur Verhütung und
Ahndung des unerlaubten Verkehrs. Die Vertrags-
parteien arbeiten im Hinblick auf die Verwirkli-
chung der Ziele dieses Artikels zusammen.

Artikel 10

Internationale Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um
die umweltgerechte Behandlung gefährlicher Ab-
fälle und anderer Abfälle zu verbessern und zu
verwirklichen.

(2) Zu diesem Zweck werden die Vertragspar-
teien

a) auf Anfrage Informationen auf zweiseitiger
oder mehrseitiger Grundlage zur Förderung
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der umweltgerechten Behandlung gefährlicher
Abfälle und anderer Abfälle einschließlich der
Harmonisierung technischer Normen und
Gepflogenheiten für die angemessene Behand-
lung gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle
zur Verfügung stellen;

b) bei der Überwachung der Auswirkungen der
Behandlung gefährlicher Abfälle auf die
menschliche Gesundheit und die Umwelt
zusammenarbeiten;

c) vorbehaltlich ihrer innerstaatlichen Gesetze,
sonstigen Vorschriften und Leitvorstellungen
bei der Entwicklung und Durchführung neuer
umweltgerechter, abfallarmer Technologien
und der Verbesserung bestehender Technolo-
gien zusammenarbeiten, um so weit wie
möglich die Erzeugung gefährlicher Abfälle
und anderer Abfälle zu vermeiden und
wirksamere und leistungsfähigere Methoden
zu verwirklichen, die ihre umweltgerechte
Behandlung gewährleisten, einschließlich der
Untersuchung der wirtschaftlichen, sozialen
und umweltbezogenen Auswirkungen, die
durch die Einführung solcher neuen oder
verbesserten Technologien entstehen;

d) vorbehaltlich ihrer innerstaatlichen Gesetze,
sonstigen Vorschriften und Leitvorstellungen
aktiv bei der Weitergabe von Technologie und
Behandlungssystemen in bezug auf die um-
weltgerechte Behandlung gefährlicher Abfälle
und anderer Abfälle zusammenarbeiten. Sie
arbeiten auch bei der Entwicklung der
technischen Mittel unter den Vertragsparteien
zusammen, insbesondere wenn diese fachli-
cher Unterstützung auf diesem Gebiet bedür-
fen und darum ersuchen;

e) bei der Entwicklung geeigneter technischer
Richtlinien und/oder Handhabungscodes zu-
sammenarbeiten.

(3) Die Vertragsparteien wenden geeignete Mittel
zur Zusammenarbeit an, um den Entwicklungs-
ländern bei der Durchführung des Artikels 4
Absatz 2 Buchstaben a, b, c und d zu helfen.

(4) Unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der
Entwicklungsländer wird die Zusammenarbeit zwi-
schen den Vertragsparteien und den zuständigen
internationalen Organisationen ermutigt, um unter
anderem das Bewußtsein der Öffentlichkeit, die
Entwicklung umweltgerechter Behandlung gefährli-
cher Abfälle und anderer Abfälle und die Einfüh-
rung neuer abfallarmer Technologien zu fördern.

Artikel 11

Zweiseitige, mehrseitige und regionale Überein-
künfte

(1) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 5 können
die Vertragsparteien zweiseitige, mehrseitige und
regionale Übereinkünfte oder andere Vereinbarun-
gen über die grenzüberschreitende Verbringung
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gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle mit
Vertragsparteien oder Nichtvertragsparteien schlie-
ßen, sofern diese Übereinkünfte oder anderen
Vereinbarungen nicht von der in diesem Überein-
kommen vorgeschriebenen umweltgerechten Be-
handlung gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle
abweichen. Diese Übereinkünfte oder anderen
Vereinbarungen müssen Bestimmungen enthalten,
die nicht weniger umweltgerecht sind als die in dem
Übereinkommen vorgesehenen; dabei sind die
Interessen der Entwicklungsländer besonders zu
berücksichtigen.

(2) Die Vertragsparteien notifizieren dem Sekre-
tariat alle in Absatz 1 genannten zweiseitigen,
mehrseitigen oder regionalen Übereinkünfte oder
anderen Vereinbarungen sowie alle Übereinkünfte
und anderen Vereinbarungen, die sie, bevor dieses
Übereinkommen für sie in Kraft trat, zum Zweck
der Kontrolle der ausschließlich zwischen den
Vertragsparteien der Übereinkünfte erfolgenden
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher
Abfälle und anderer Abfälle geschlossen haben. Das
Übereinkommen berührt nicht die auf Grund
solcher Übereinkünfte erfolgende grenzüberschrei-
tende Verbringung, sofern die Übereinkünfte mit
der in dem Übereinkommen vorgeschriebenen
umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle
und anderer Abfälle vereinbar sind.

Artikel 12

Konsultationen über Haftungsfragen

Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um so
bald wie möglich ein Protokoll anzunehmen, das
geeignete Regeln und Verfahren hinsichtlich der
Haftung und des Ersatzes für Schäden festlegt, die
sich aus der grenzüberschreitenden Verbringung
und der Entsorgung gefährlicher Abfälle und
anderer Abfälle ergeben.

Artikel 13

Übermittlung von Informationen

(1) Die Vertragsparteien sorgen dafür, daß im
Fall eines ihnen bekannt werdenden Unfalls, der
sich bei der grenzüberschreitenden Verbringung
gefährlicher Abfälle oder anderer Abfälle oder bei
deren Entsorgung ereignet und der in anderen
Staaten die menschliche Gesundheit und die
Umwelt gefährden könnte, diese Staaten sofort
benachrichtigt werden.

(2) Die Vertragsparteien informieren einander
über das Sekretariat von

a) Änderungen hinsichtlich der Bestimmung der
zuständigen Behörden und/oder Anlaufstellen
nach Artikel 5;

b) Änderungen ihrer innerstaatlichen Begriffsbe-
stimmung von gefährlichen Abfällen nach
Artikel 3;
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und, so bald wie möglich, von
c) den von ihnen getroffenen Beschlüssen, der

Einfuhr gefährlicher Abfälle oder anderer
Abfälle zum Zweck der Entsorgung in dem
ihrer staatlichen Hoheitsgewalt unterstehen-
den Gebiet ganz oder teilweise nicht zuzu-
stimmen;

d) den von ihnen getroffenen Beschlüssen, die
Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder anderer
Abfälle zu beschränken oder zu verbieten;

e) allen anderen in Absatz 4 vorgeschriebenen
Informationen.

(3) Die Vertragsparteien übermitteln entspre-
chend ihren innerstaatlichen Gesetzen und sonsti-
gen Vorschriften der nach Artikel 15 eingesetzten
Konferenz der Vertragsparteien vor dem Ende jedes
Kalenderjahrs über das Sekretariat einen Bericht
über das vorangegangene Kalenderjahr mit folgen-
den Informationen:

a) die von ihnen nach Artikel 5 bestimmten
zuständigen Behörden und Anlaufstellen;

b) Informationen über die grenzüberschreitende
Verbringung gefährlicher Abfälle oder ande-
rer Abfälle, an der sie beteiligt waren, darunter

i) die Menge der ausgeführten gefährlichen
Abfälle und anderen Abfälle, ihre Gruppe,
ihre Eigenschaften, ihren Bestimmungsort,
einen etwaigen Durchfuhrstaat und die
Entsorgungsmethode entsprechend den
Angaben in der Antwort auf die Notifika-
tion;

ii) die Menge der eingeführten gefährlichen
Abfälle und anderen Abfälle, ihre Gruppe,
Eigenschaften, Herkunft und Entsor-
gungsmethoden ;

iii) Entsorgungen, die nicht planmäßig verlie-
fen;

iv) Bemühungen zur Verringerung der
Menge der gefährlichen Abfälle oder
anderen Abfälle, die grenzüberschreitend
verbracht werden sollen;

c) Informationen über die von ihnen getroffenen
Maßnahmen zur Durchführung dieses Über-
einkommens;

d) Informationen über die von ihnen zusammen-
gestellten verfügbaren aussagefähigen Statisti-
ken über die Auswirkungen der Erzeugung,
Beförderung und Entsorgung gefährlicher
Abfälle oder anderer Abfälle auf die menschli-
che Gesundheit und die Umwelt;

e) Informationen über die nach Artikel 11 dieses
Übereinkommens geschlossenen zweiseitigen,
mehrseitigen und regionalen Übereinkünfte
und anderen Vereinbarungen;

f) Informationen über Unfälle, die sich bei der
grenzüberschreitenden Verbringung und bei
der Entsorgung gefährlicher Abfälle und
anderer Abfälle ereignet haben, sowie über die
zu ihrer Bewältigung getroffenen Maßnah-
men;
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g) Informationen über die in dem ihrer inner-
staatlichen Hoheitsgewalt unterstehenden Ge-
biet angewandten Entsorgungsverfahren;

h) Informationen über Maßnahmen zur Ent-
wicklung von Technologien zur Verringerung
und/oder Vermeidung des Anfalls von gefähr-
lichen Abfällen und anderen Abfällen und

i) alle weiteren Informationen, die von der
Konferenz der Vertragsparteien als sachdien-
lich erachtet werden.

(4) Die Vertragsparteien sorgen in Übereinstim-
mung mit ihren innerstaatlichen Gesetzen und
sonstigen Vorschriften dafür, daß Abschriften jeder
Notifikation über eine bestimmte grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle oder
anderer Abfälle und der Antwort darauf an das
Sekretariat gesandt werden, wenn eine Vertragspar-
tei, die der Ansicht ist, daß ihre Umwelt durch diese
grenzüberschreitende Verbringung beeinträchtigt
werden könnte, darum ersucht.

Artikel 14

Finanzielle Fragen

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, daß
entsprechend den besonderen Bedürfnissen ver-
schiedener Regionen und Subregionen regionale
oder subregionale Zentren für Ausbildung und für
die Weitergabe von Technologie in bezug auf die
Behandlung gefährlicher Abfälle und anderer
Abfälle und der möglichst weitgehenden Vermei-
dung ihrer Erzeugung errichtet werden sollen. Die
Vertragsparteien beschließen die Schaffung ange-
messener Mechanismen zur freiwilligen Finanzie-
rung.

(2) Die Vertragsparteien erwägen die Errichtung
eines revolvierenden Fonds, der als Übergangslö-
sung in Notfällen helfen kann, die durch die
grenzüberschreitende Verbringung gefährlicher Ab-
fälle und anderer Abfälle oder die Entsorgung dieser
Abfälle entstehenden Schäden auf ein Mindestmaß
zu beschränken.

Artikel 15

Konferenz der Vertragsparteien

(1) Hiermit wird eine Konferenz der Vertrags-
parteien eingesetzt. Die erste Tagung der Konfe-
renz der Vertragsparteien wird vom Exekutivdirek-
tor des UNEP spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens einberufen. Danach finden
ordentliche Tagungen der Konferenz der Vertrags-
parteien in regelmäßigen Abständen statt, die von
der Konferenz auf ihrer ersten Tagung festgelegt
werden.

(2) Außerordentliche Tagungen der Konferenz
der Vertragsparteien finden statt, wenn es die
Konferenz für notwendig erachtet oder eine
Vertragspartei schriftlich beantragt, sofern dieser
Antrag binnen sechs Monaten nach seiner Übermitt-
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lung durch das Sekretariat von mindestens einem
Drittel der Vertragsparteien unterstützt wird.

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien verein-
bart und beschließt durch Konsens für sich selbst
und für gegebenenfalls von ihr einzusetzende
Nebenorgane eine Geschäftsordnung sowie eine
Finanzordnung, die insbesondere die finanzielle
Beteiligung der Vertragsparteien dieses Überein-
kommens regelt.

(4) Die Vertragsparteien prüfen auf ihrer ersten
Tagung gegebenenfalls erforderliche zusätzliche
Maßnahmen, die ihnen bei der Erfüllung ihrer
Verantwortlichkeiten für den Schutz und die
Bewahrung der Meeresumwelt im Rahmen dieses
Übereinkommens helfen können.

(5) Die Konferenz der Vertragsparteien prüft und
bewertet laufend die wirksame Durchführung dieses
Übereinkommens; außerdem

a) fördert sie die Angleichung geeigneter Leit-
vorstellungen, Strategien und Maßnahmen
zur Verringerung der Schädigung der
menschlichen Gesundheit und der Umwelt
durch gefährliche Abfälle und andere Abfälle;

b) prüft sie und beschließt gegebenenfalls Ände-
rungen des Übereinkommens und seiner
Anlagen, unter anderem unter Berücksichti-
gung verfügbarer wissenschaftlicher, techni-
scher, wirtschaftlicher und ökologischer In-
formationen;

c) prüft und ergreift sie weitere Maßnahmen, die
zur Erreichung der Zwecke des Übereinkom-
mens auf Grund der durch die Wirkungsweise
des Übereinkommens und der in Artikel 11
vorgesehenen Übereinkünfte und anderen
Vereinbarungen gewonnenen Erfahrungen
erforderlich sind;

d) prüft sie und beschließt gegebenenfalls Proto-
kolle und

e) setzt sie die für die Durchführung des-
Übereinkommens für notwendig erachteten
Nebenorgane ein.

(6) Die Vereinten Nationen, ihre Sonderorgani-
sationen sowie jeder Staat, der nicht Vertragspartei
dieses Übereinkommens ist, können auf den
Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien als
Beobachter vertreten sein. Andere nationale oder
internationale, staatliche oder nichtstaatliche Stellen
oder Einrichtungen, die auf Gebieten im Zusam-
menhang mit gefährlichen Abfällen und anderen
Abfällen fachlich befähigt sind und dem Sekretariat
ihren Wunsch mitgeteilt haben, auf einer Tagung
der Konferenz der Vertragsparteien als Beobachter
vertreten zu sein, können zugelassen werden, sofern
nicht mindestens ein Drittel der anwesenden
Vertragsparteien widerspricht. Die Zulassung und
Teilnahme von Beobachtern unterliegen der von der
Konferenz der Vertragsparteien beschlossenen
Geschäftsordnung.
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(7) Die Konferenz der Vertragsparteien nimmt
drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens und mindestens alle sechs Jahre danach eine
Bewertung ihrer Wirksamkeit vor und prüft, wenn
sie es für notwendig erachtet, die Annahme eines
vollständigen oder teilweisen Verbots der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle
und anderer Abfälle im Licht der jüngsten
wissenschaftlichen, ökologischen, technischen und
wirtschaftlichen Informationen.

Artikel 16

Sekretariat

(1) Das Sekretariat hat folgende Aufgaben:
a) Es veranstaltet die in den Artikeln 15 und 17

vorgesehenen Tagungen und stellt die entspre-
chenden Dienste bereit;

b) es erarbeitet und übermittelt Berichte auf
Grund der nach den Artikeln 3, 4, 6, 11 und 13
erhaltenen Informationen, der Informationen,
die von den Tagungen der nach Artikel 15
eingesetzten Nebenorgane stammen, sowie
gegebenenfalls der Informationen, die von
einschlägigen zwischenstaatlichen und nicht-
staatlichen Stellen zur Verfügung gestellt
werden;

c) es erarbeitet Berichte über seine Tätigkeiten
bei der Durchführung seiner Aufgaben im
Rahmen dieses Übereinkommens und legt sie
der Konferenz der Vertragsparteien vor;

d) es sorgt für die notwendige Koordinierung mit
einschlägigen internationalen Stellen und
schließt insbesondere die für die wirksame
Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen ver-
waltungsmäßigen und vertraglichen Vereinba-
rungen;

e) es steht mit den nach Artikel 5 dieses
Übereinkommens von den Vertragsparteien
eingerichteten Anlaufstellen und zuständigen
Behörden in Verbindung;

f) es sammelt Informationen über genehmigte
nationale Deponien und Anlagen von Ver-
tragsparteien, die für die Entsorgung gefährli-
cher Abfälle und anderer Abfälle zur Verfü-
gung stehen, und leitet diese Informationen an
die Vertragsparteien weiter;

g) es nimmt Informationen von Vertragsparteien
entgegen und übermittelt ihnen Informationen
darüber, wo
— technische Hilfe und Ausbildung zu

erhalten sind;
— technische und wissenschaftliche Fach-

kenntnisse verfügbar sind;
— Beratung und Sachkenntnis zu erhalten

sind;
— Ressourcen verfügbar sind,
um ihnen auf Ersuchen auf Gebieten wie etwa
den folgenden zu helfen:
— Handhabung des in diesem Übereinkom-

men vorgesehenen Notifikationssystems;
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— Behandlung gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle;

— umweltgerechte Technologien in bezug
auf gefährliche Abfälle und andere Abfälle
wie etwa abfallarme und abfallfreie Tech-
nologien;

— Bewertung der Entsorgungsmöglichkeiten
und Deponien;

— Überwachung gefährlicher Abfälle und
anderer Abfälle und

— Gegenmaßnahmen in Notfällen;
h) es stellt den Vertragsparteien auf Ersuchen

Informationen über Berater oder Beratungs-
firmen mit der erforderlichen technischen
Eignung zur Verfügung, die ihnen helfen
können, die Notifikation über eine grenzüber-
schreitende Verbringung, die Übereinstim-
mung einer Sendung gefährlicher Abfälle und
anderer Abfälle mit der betreffenden Notifika-
tion und/oder die Tatsache zu prüfen, ob die
vorgeschlagenen Entsorgungsanlagen für ge-
fährliche Abfälle oder andere Abfälle umwelt-
gerecht sind, wenn sie Grund zu der Annahme
haben, daß die betreffenden Abfälle nicht
umweltgerecht behandelt werden. Eine Prü-
fung dieser Art ginge nicht zu Lasten des
Sekretariats;

i) es hilft den Vertragsparteien auf Ersuchen bei
der Ermittlung von Fällen des unerlaubten
Verkehrs und leitet den betreffenden Ver-
tragsparteien sofort jede Information zu, die
es über unerlaubten Verkehr erhalten hat;

j) es arbeitet mit den Vertragsparteien und mit
einschlägigen und zuständigen internationalen
Organisationen und Einrichtungen zusam-
men, um den Staaten in einem Notfall
Sachverständige und Ausrüstung zum Zwecke
der raschen Hilfeleistung zur Verfügung zu
stellen, und

k) es nimmt sonstige Aufgaben im Rahmen des
Übereinkommens wahr, die von der Konfe-
renz der Vertragsparteien bestimmt werden.

(2) Die Sekretariatsaufgaben werden bis zum
Abschluß der ersten Tagung der Konferenz der
Vertragsparteien, die nach Artikel 15 abgehalten
wird, vorläufig vom UNEP wahrgenommen.

(3) Auf ihrer ersten Tagung bestimmt die
Konferenz der Vertragsparteien das Sekretariat aus
der Reihe der bestehenden zuständigen zwischen-
staatlichen Organisationen, welche ihre Bereitschaft
bekundet haben, die in diesem Übereinkommen
vorgesehenen Sekretariatsaufgaben wahrzunehmen.
Auf dieser Tagung nimmt die Konferenz der
Vertragsparteien auch eine Bewertung der Art und
Weise vor, in der das vorläufige Sekretariat die ihm
insbesondere in Absatz 1 übertragenen Aufgaben
erfüllt hat, und beschließt die für die Wahrnehmung
dieser Aufgaben am besten geeigneten Strukturen.
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Artikel 17

Änderung des Übereinkommens

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses
Übereinkommens und jede Vertragspartei eines
Protokolls kann Änderungen des betreffenden
Protokolls vorschlagen. In diesen Änderungen
werden unter anderem einschlägige wissenschaftli-
che und technische Erwägungen gebührend berück-
sichtigt.

(2) Änderungen dieses Übereinkommens werden
auf einer Tagung der Konferenz der Vertragspar-
teien beschlossen. Änderungen eines Protokolls
werden auf einer Tagung der Vertragsparteien des
betreffenden Protokolls beschlossen. Der Wortlaut
einer vorgeschlagenen Änderung des Übereinkom-
mens oder, sofern in einem Protokoll nichts anderes
vorgesehen ist, des betreffenden Protokolls wird
den Vertragsparteien mindestens sechs Monate vor
der Tagung, auf der die Änderung zur Beschlußfas-
sung vorgeschlagen wird, vom Sekretariat übermit-
telt. Das Sekretariat übermittelt vorgeschlagene
Änderungen auch den Unterzeichnern des Überein-
kommens zur Kenntnisnahme.

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich nach
Kräften um eine Einigung durch Konsens über eine
vorgeschlagene Änderung dieses Übereinkommens.
Sind alle Bemühungen um einen Konsens erschöpft
und wird keine Einigung erzielt, so wird als letztes
Mittel die Änderung mit Dreiviertelmehrheit der auf
der Tagung anwesenden und abstimmenden Ver-
tragsparteien beschlossen und vom Depositär allen
Vertragsparteien zur Ratifikation, Genehmigung,
förmlichen Bestätigung oder Annahme vorgelegt.

(4) Das Verfahren nach Absatz 3 gilt für
Änderungen von Protokollen; jedoch reicht für die
Beschlußfassung darüber eine Zweidrittelmehrheit
der auf der Tagung anwesenden und abstimmenden
Vertragsparteien des Protokolls aus.

(5) Die Urkunde über die Ratifikation, Genehmi-
gung, förmliche Bestätigung oder Annahme von
Änderungen wird beim Depositär hinterlegt. Sofern
in dem Protokoll nichts anderes vorgesehen ist,
treten nach Absatz 3 oder 4 beschlossene Änderun-
gen zwischen den Vertragsparteien, die sie ange-
nommen haben, am neunzigsten Tag nach dem
Zeitpunkt in Kraft, zu dem der Depositär die
Urkunde über die Ratifikation, Genehmigung,
förmliche Bestätigung oder Annahme von minde-
stens drei Vierteln der Vertragsparteien, welche die
Änderungen des betreffenden Protokolls angenom-
men haben, empfangen hat. Danach treten die
Änderungen für jede andere Vertragspartei am
neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu
dem die betreffende Vertragspartei ihre Urkunde
über die Ratifikation, Genehmigung, förmliche
Bestätigung oder Annahme der Änderungen hinter-
legt hat.
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(6) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „anwesende
und abstimmende Vertragsparteien" die anwesen-
den Vertragsparteien, die eine Ja-Stimme oder eine
Nein-Stimme abgeben.

Artikel 18

Beschlußfassung über Anlagen und Änderungen von
Anlagen

(1) Die Anlagen dieses Übereinkommens oder
eines Protokolls sind Bestandteil des Übereinkom-
mens beziehungsweise des betreffenden Protokolls;
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen
ist, stellt eine Bezugnahme auf das Übereinkommen
oder seine Protokolle gleichzeitig eine Bezugnahme
auf die Anlagen dar. Diese Anlagen beschränken
sich auf wissenschaftliche, technische und verwal-
tungsmäßige Angelegenheiten.

(2) Sofern in einem Protokoll in bezug auf seine
Anlagen nichts anderes vorgesehen ist, findet
folgendes Verfahren auf den Vorschlag weiterer
Anlagen des Übereinkommens oder von Anlagen
eines Protokolls, die Beschlußfassung darüber und
das Inkrafttreten derselben Anwendung:

a) Anlagen dieses Übereinkommens und seiner
Protokolle werden nach dem in Artikel 17
Absätze 2, 3 und 4 festgelegten Verfahren
vorgeschlagen und beschlossen;

b) eine Vertragspartei, die eine weitere Anlage
dieses Übereinkommens oder eine Anlage
eines Protokolls, dessen Vertragspartei sie ist,
nicht anzunehmen vermag, notifiziert dies
schriftlich dem Depositär binnen sechs Mona-
ten nach dem Zeitpunkt, zu dem dieser
mitgeteilt hat, daß die Anlage beschlossen
worden ist. Der Depositär verständigt unver-
züglich alle Vertragsparteien vom Empfang
jeder derartigen Notifikation. Eine Vertrags-
partei kann jederzeit eine Anlage annehmen,
gegen die sie zuvor Einspruch eingelegt hatte;
diese Anlage tritt daraufhin für die betreffende
Vertragspartei in Kraft;

c) nach Ablauf von sechs Monaten nach dem
Zeitpunkt, zu dem der Depositär die Mittei-
lung versandt hat, wird die Anlage für alle
Vertragsparteien dieses Übereinkommens
oder des betreffenden Protokolls, die keine
Notifikation nach Buchstabe b vorgelegt ha-
ben, wirksam.

(3) Der Vorschlag von Änderungen von Anlagen
dieses Übereinkommens oder eines Protokolls, die
Beschlußfassung darüber und das Inkrafttreten
derselben unterliegen demselben Verfahren wie der
Vorschlag von Anlagen des Übereinkommens oder
von Anlagen eines Protokolls, die Beschlußfassung
darüber und das Inkrafttreten derselben. In den
Anlagen und ihren Änderungen werden unter
anderem einschlägige wissenschaftliche und techni-
sche Erwägungen gebührend berücksichtigt.
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(4) Hat eine weitere Anlage oder eine Änderung
einer Anlage eine Änderung dieses Übereinkom-
mens oder eines Protokolls zur Folge, so tritt die
weitere oder die geänderte Anlage erst in Kraft,
wenn die Änderung des Übereinkommens oder des
betreffenden Protokolls in Kraft tritt.

Artikel 19

Nachprüfung

Jede Vertragspartei, die Grund zu der Annahme
hat, daß eine andere Vertragspartei ihren Pflichten
aus diesem Übereinkommen zuwiderhandelt oder
zuwidergehandelt hat, kann das Sekretariat davon
in Kenntnis setzen; in diesem Fall unterrichtet sie
gleichzeitig und sofort unmittelbar oder über das
Sekretariat die Vertragspartei, gegen welche die
Behauptung vorgebracht wird. Alle diesbezüglichen
Informationen sollen den Vertragsparteien vom
Sekretariat übermittelt werden.

Artikel 20

Beilegung von Streitigkeiten

(1) Im Falle einer Streitigkeit zwischen Vertrags-
parteien über die Auslegung oder Einhaltung dieses
Übereinkommens oder eines dazugehörigen Proto-
kolls bemühen sich diese Vertragsparteien, die
Streitigkeit durch Verhandlung oder andere friedli-
che Mittel eigener Wahl beizulegen.

(2) Können die betroffenen Vertragsparteien ihre
Streitigkeit nicht durch die in Absatz 1 bezeichneten
Mittel beilegen, so wird die Streitigkeit, falls die
Streitparteien dies vereinbaren, dem Internationalen
Gerichtshof oder einem Schiedsverfahren unter den
in Anlage VI über das Schiedsverfahren festgelegten
Bedingungen unterbreitet. Können sich die Ver-
tragsparteien nicht darüber einigen, die Streitigkeit
dem Internationalen Gerichtshof vorzulegen oder
einem Schiedsverfahren zu unterwerfen, so sind sie
dadurch nicht der Verantwortung enthoben, sich
weiterhin um eine Lösung durch die in Absatz 1
bezeichneten Mittel zu bemühen.

(3) Bei der Ratifikation, der Annahme, der
Genehmigung, der förmlichen Bestätigung oder
beim Beitritt zu diesem Übereinkommen oder
jederzeit danach können ein Staat oder eine
Organisation der wirtschaftlichen und/oder politi-
schen Integration erklären, daß sie ipso facto und
ohne besondere Übereinkunft gegenüber jeder
Vertragspartei, welche dieselbe Verpflichtung über-
nimmt, folgendes als obligatorisch anerkennen:

a) die Vorlage der Streitigkeit an den Internatio-
nalen Gerichtshof und/oder

b) die Unterwerfung der Streitigkeit unter ein
Schiedsverfahren in Übereinstimmung mit den
in Anlage VI festgelegten Verfahren.

Diese Erklärung wird dem Sekretariat schriftlich
notifiziert, das sie an die Vertragsparteien weiterlei-
tet.
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Artikel 21

Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt für Staaten, für
Namibia, vertreten durch den Rat der Vereinten
Nationen für Namibia, und für Organisationen der
wirtschaftlichen und/oder politischen Integration
am 22. März 1989 in Basel, vom 23. März 1989 bis
zum 30. Juni 1989 im Eidgenössischen Departement
für auswärtige Angelegenheiten der Schweiz in Bern
und vom 1. Juli 1989 bis zum 22. März 1990 am Sitz
der Vereinten Nationen in New York zur
Unterzeichnung auf.

Artikel 22

Ratifikation, Annahme, förmliche Bestätigung oder
Genehmigung

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifika-
tion, Annahme oder Genehmigung durch Staaten
und Namibia, vertreten durch den Rat der
Vereinten Nationen für Namibia, sowie der
förmlichen Bestätigung oder Genehmigung durch
Organisationen der wirtschaftlichen und/oder
politischen Integration. Die Ratifikations- und
Annahmeurkunden, die Urkunden der förmlichen
Bestätigung oder die Genehmigungsurkunden wer-
den beim Depositär hinterlegt.

(2) Jede in Absatz 1 bezeichnete Organisation,
die Vertragspartei dieses Übereinkommens wird,
ohne daß einer ihrer Mitgliedstaaten Vertragspartei
ist, ist durch alle Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen gebunden. Sind ein oder mehrere
Mitgliedstaaten einer solchen Organisation Ver-
tragspartei des Übereinkommens, so entscheiden die
Organisationen und die Mitgliedstaaten über ihre
jeweiligen Verantwortlichkeiten hinsichtlich der
Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Überein-
kommen. In diesen Fällen sind die Organisation und
die Mitgliedstaaten nicht berechtigt, die Rechte auf
Grund des Übereinkommens gleichzeitig auszu-
üben.

(3) In ihren Urkunden der förmlichen Bestäti-
gung oder Genehmigungsurkunden erklären die in
Absatz 1 bezeichneten Organisationen den Umfang
ihrer Zuständigkeiten in bezug auf die durch dieses
Übereinkommen erfaßten Angelegenheiten. Diese
Organisationen teilen dem Depositär auch jede
wesentliche Änderung des Umfangs ihrer Zustän-
digkeiten mit, der diese Mitteilung an die
Vertragsparteien weiterleitet.

Artikel 23

Beitritt

(1) Dieses Übereinkommen steht von dem Tag
an, an dem es nicht mehr zur Unterzeichnung
aufliegt, Staaten, Namibia, vertreten durch den Rat
der Vereinten Nationen für Namibia, und Organi-
sationen der wirtschaftlichen und/oder politischen
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Integration zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkun-
den werden beim Depositär hinterlegt.

(2) In ihren Beitrittsurkunden erklären die in
Absatz 1 bezeichneten Organisationen den Umfang
ihrer Zuständigkeiten in bezug auf die durch dieses
Übereinkommen erfaßten Angelegenheiten. Diese
Organisationen teilen dem Depositär auch jede
wesentliche Änderung des Umfangs ihrer Zustän-
digkeiten mit.

(3) Artikel 22 Absatz 2 findet auf Organisationen
der wirtschaftlichen und/oder politischen Integra-
tion Anwendung, die diesem Übereinkommen
beitreten.

Artikel 24

Stimmrecht

(1) Unbeschadet des Absatzes 2 hat jede Ver-
tragspartei dieses Übereinkommens eine Stimme.

(2) Die Organisationen der wirtschaftlichen
und/oder politischen Integration üben in Angele-
genheiten, die nach Artikel 22 Absatz 3 und
Artikel 23 Absatz 2 in ihre Zuständigkeit fallen, ihr
Stimmrecht mit der Anzahl der Stimmen aus, die der
Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Ver-
tragsparteien dieses Übereinkommens oder des
betreffenden Protokolls sind. Diese Organisationen
üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre
Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben, und
umgekehrt.

Artikel 25

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten
Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der
zwanzigsten Ratifikations- oder Annahmeurkunde,
Urkunde der förmlichen Bestätigung, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Für jeden Staat oder jede Organisation der
wirtschaftlichen und/oder politischen Integration,
die nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der
zwanzigsten Ratifikations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunde, Urkunde der förmlichen Bestäti-
gung oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen
ratifiziert, annimmt, genehmigt oder förmlich
bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen
am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunde, der Urkunde der förmli-
chen Bestätigung oder der Beitrittsurkunde durch
den betreffenden Staat oder die betreffende
Organisation der wirtschaftlichen und/oder politi-
schen Integration in Kraft.

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 zählt eine
von einer Organisation der wirtschaftlichen und/
oder politischen Integration hinterlegte Urkunde
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nicht als zusätzliche Urkunde zu den von den
Mitgliedstaaten der betreffenden Organisation
hinterlegten Urkunden.

Artikel 26

Vorbehalte und Erklärungen

(1) Vorbehalte oder Ausnahmen zu diesem
Übereinkommen sind nicht zulässig.

(2) Absatz 1 schließt nicht aus, daß ein Staat oder
eine Organisation der wirtschaftlichen und/oder
politischen Integration bei der Unterzeichnung,
Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder förmli-
chen Bestätigung dieses Übereinkommens oder
beim Beitritt dazu Erklärungen oder Stellungnah-
men, gleich welchen Wortlauts oder welcher
Bezeichnung, abgibt, um unter anderem die
anwendbaren Gesetze und sonstigen Vorschriften
mit den Bestimmungen des Übereinkommens in
Einklang zu bringen, vorausgesetzt, daß diese
Erklärungen oder Stellungnahmen nicht darauf
abzielen, die Rechtswirkungen der Bestimmungen
des Übereinkommens in ihrer Anwendung auf
diesen Staat auszuschließen oder zu ändern.

Artikel 27

Rücktritt

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit nach
Ablauf von drei Jahren nach dem Zeitpunkt, zu dem
dieses Übereinkommen für sie in Kraft getreten ist,
durch eine an den Depositär gerichtete schriftliche
Notifikation vom Übereinkommen zurücktreten.

(2) Der Rücktritt wird ein Jahr nach dem Eingang
der Notifikation beim Depositär oder zu einem
gegebenenfalls in der Notifikation genannten
späteren Zeitpunkt wirksam.

Artikel 28

Depositär

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist
Depositär dieses Übereinkommens und jedes
dazugehörigen Protokolls.

Artikel 29

Verbindliche Wortlaute

Der urschriftliche arabische, chinesische, engli-
sche, französische, russische und spanische Wort-
laut dieses Übereinkommens ist gleichermaßen
verbindlich.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu
gehörig befugten Unterzeichneten dieses Überein-
kommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Basel am 22. März 1989.
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Anlage I

GRUPPEN DER ZU KONTROLLIERENDEN
ABFÄLLE
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Anlage II

GRUPPEN VON ABFÄLLEN, DIE BESON-
DERER PRÜFUNG BEDÜRFEN

Anlage HI

LISTE DER GEFÄHRLICHEN EIGENSCHAF-
TEN

VN-
Klasse *)

1

Code- Eigenschaften
num-
mer
H1 Explosivstoffe

Ein explosiver Stoff oder Abfall ist
ein fester oder flüssiger Stoff oder
Abfall (oder ein Gemisch aus
Stoffen oder Abfällen), der selb-

*) Entspricht der Einteilung in Gefahrenklassen, die in
den Empfehlungen der Vereinten Nationen über die
Beförderung gefährlicher Güter (ST/SG/
AC.10/1/Rev. 5, Vereinte Nationen, New York, 1988)
enthalten ist.



2346 85. Stück — Ausgegeben am 2. April 1993 — Nr. 229

ständig durch chemische Reak-
tion Gas mit einer Temperatur,
einem Druck und einer Ge-
schwindigkeit erzeugen kann, daß
Schäden in der Umgebung entste-
hen.

H3 Entzündbare Flüssigkeiten
Entzündbare Flüssigkeiten sind
Flüssigkeiten oder Flüssigkeitsge-
mische oder Flüssigkeiten, die
Feststoffe in Lösung oder Suspen-
sion enthalten (zB Farben, Fir-
nisse, Lacke usw., jedoch keine
Stoffe oder Abfälle, die auf Grund
ihrer Gefahreneigenschaften un-
ter eine andere Gruppe fallen)
und bei einer Temperatur von
nicht mehr als 60,5° C, Versuch im
geschlossenen Tiegel, oder bei
nicht mehr als 65,6 °C, Versuch
im offenen Tiegel, entzündbare
Dämpfe entwickeln. (Da die Er-
gebnisse der Versuche im offenen
und im geschlossenen Tiegel nicht
streng vergleichbar sind und sogar
bei gleichem Versuch die einzel-
nen Ergebnisse oft unterschiedlich
sind, würden von den vorstehen-
den Werten abweichende Vor-
schriften, die diese Unterschiede
berücksichtigen, dem Geist dieser
Begriffsbestimmung entsprechen.)

H4.1 Entzündbare Feststoffe
Feststoffe oder Feststoffabfälle,
die nicht als Explosivstoffe einge-
teilt und unter Beförderungsbe-
dingungen leicht brennbar sind
oder durch Reibung einen Brand
auslösen oder zu seiner Entste-
hung beitragen können.

H4.2 Selbstentzündbare Stoffe oder
Abfälle
Stoffe oder Abfälle, die sich unter
den üblichen Beförderungsbedin-
gungen von selbst oder bei Luft-
zutritt erhitzen und sich dann
entzünden können.

H4.3 Stoffe oder Abfälle, die in Berüh-
rung mit Wasser entzündbare
Gase entwickeln
Stoffe oder Abfälle, die sich durch
Reaktion mit Wasser selbst ent-
zünden oder gefährliche Mengen
entzündbarer Gase freisetzen
können.

H5.1 Oxidierende Stoffe
Stoffe oder Abfälle, die zwar
selbst nicht zwangsläufig ent-
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5.2

6.1

6.2

8

9

9

9

H5.2

H6.1

H6.2

H8

H10

H11

H12

zündbar sind, die jedoch im
allgemeinen durch Freisetzen von
Sauerstoff, das Entzünden ande-
rer Stoffe auslösen oder dazu
beitragen können.

Organische Peroxide
Organische Stoffe oder Abfälle,
welche die bivalente O-O-Struk-
tur enthalten, sind wärmeinstabile
Stoffe, bei denen eine exotherme
Zersetzung unter Selbstbeschleu-
nigung eintreten kann.

Giftige Stoffe (mit akuter Wir-
kung)
Stoffe oder Abfälle, die durch
Einnahme, Einatmen oder Durch-
dringen der Haut beim Menschen
den Tod oder schwere Verletzun-
gen herbeiführen oder die
menschliche Gesundheit gefähr-
den können.

Infektiöse Stoffe
Stoffe oder Abfälle, die lebensfä-
hige Mikroorganismen oder de-
ren Toxine enthalten, die erwie-
senermaßen oder vermutlich bei
Tieren oder Menschen Erkran-
kungen hervorrufen.

Ätzende Stoffe
Stoffe oder Abfälle, die bei
Berührung durch chemische Re-
aktion schwere Schäden an leben-
dem Gewebe hervorrufen oder im
Leckfall andere beförderte Güter
oder das Beförderungsmittel
selbst erheblich beschädigen oder
sogar zerstören können; sie kön-
nen auch andere Gefahren verur-
sachen.

Freisetzen toxischer Gase bei
Kontakt mit Luft oder Wasser
Stoffe oder Abfälle, die durch
Reaktion mit Luft oder Wasser
toxische Gase in gefährlichen
Mengen freisetzen können.

Toxische Stoffe (mit verzögerter
oder chronischer Wirkung)
Stoffe oder Abfälle, die durch
Einatmen, Einnahme oder Durch-
dringen der Haut eine verzögerte
oder chronische Wirkung, ein-
schließlich Karzinogenität, zur
Folge haben können.

Ökotoxische Stoffe
Stoffe oder Abfälle, die nach
Freisetzen durch Bioakkumula-
tion und/oder toxische Wirkung
auf Lebenssysteme sofort oder
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9 H13

später nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt haben oder haben
können.

Stoffe, die auf irgendeine Weise
nach der Entsorgung andere Sub-
stanzen erzeugen können, wie
etwa Sickerstoffe, die eine der
vorstehend aufgeführten Eigen-
schaften besitzen.

Prüfungen

Die Gefahren, die von bestimmten Abfallarten
ausgehen können, sind noch nicht völlig geklärt; es
gibt keine Prüfungen zur mengenmäßigen Bestim-
mung dieser Gefahren. Weitere Forschung ist
erforderlich, um Methoden zur Kennzeichnung der
möglichen Gefahren dieser Stoffe für den Menschen
und/oder die Umwelt zu entwickeln. Für reine
Substanzen und Stoffe sind genormte Prüfungen
ausgearbeitet worden. Zahlreiche Staaten haben
eigene Prüfungen entwickelt, die auf die in Anlage I
aufgeführten Stoffe angewandt werden können, um
festzustellen, ob diese Stoffe eine der in dieser
Anlage aufgeführten Eigenschaften besitzen.

Anlage IV

ENTSORGUNGSVERFAHREN

A. Verfahren, bei denen Wiedergewinnung, Ver-
wertung, Rückgewinnung und unmittelbare Wie-
derverwendung oder aridere Weiterverwendung der
Abfälle nicht möglich ist

Dl

D2

D3

D4

D5

D6

D7

D8

Abschnitt A enthält sämtliche Entsorgungs-
verfahren, die in der Praxis angewandt
werden.

Ablagerungen in oder auf dem Boden (d.h.
Deponien usw.)
Behandlung im Boden (z.B. biologischer
Abbau von flüssigen oder schlammigen
Abfällen im Erdreich usw.)
Verpressung (z.B. Verpressung pumpfähi-
ger Abfälle in Bohrlöcher, Salzdome oder
natürliche Hohlräume usw.)
Oberflächenaufbringung (z.B. Ableitung
flüssiger oder schlammiger Abfälle in
Gruben, Teiche oder Lagunen usw.)
Speziell angelegte Deponien (z.B. Ablage-
rung in abgedichteten, getrennten Räumen,
die verschlossen und gegeneinander und
gegen die Umwelt isoliert werden usw.)
Einleitung in ein Gewässer mit Ausnahme
von Meeren/Ozeanen
Einleitung in Meere/Ozeane einschließlich
Einbringung in den Meeresboden
Biologische Behandlung, die nicht an
anderer Stelle in dieser Anlage beschrieben
ist und durch die Endverbindungen oder
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D9

D10
D11
D12

D13

D14

D15

Gemische entstehen, die mit einem der in
Abschnitt A aufgeführten Verfahren ent-
sorgt werden
Chemisch/physikalische Behandlung, die
nicht an anderer Stelle in dieser Anlage
beschrieben ist und durch die Endverbin-
dungen oder -gemische entstehen, die mit
einem der in Abschnitt A beschriebenen
Verfahren entsorgt werden (z.B. Verdamp-
fen, Trocknen, Kalzinieren, Neutralisieren,
Ausfällen usw.)
Verbrennung an Land
Verbrennung auf See
Dauerlagerung (z.B. Lagerung von Behäl-
tern in einem Bergwerk usw.)
Vermengung oder Vermischung vor An-
wendung eines der in Abschnitt A beschrie-
benen Verfahren
Rekonditionierung vor Anwendung eines
der in Abschnitt A beschriebenen Verfahren
Lagerung bis zur Anwendung eines der in
Abschnitt A beschriebenen Verfahren (Zwi-
schenlagerung)

B. Verfahren, bei denen Wiedergewinnung, Ver-
wertung, Rückgewinnung und unmittelbare oder
andere Wiederverwendung der Abfälle möglich ist

R1

R2

R3

R4

R5

R6
R7

R8

R9

R10

R11

Abschnitt B enthält sämtliche derartigen
Verfahren in bezug auf Stoffe, die gesetz-
lich als gefährliche Abfälle bezeichnet
werden oder als solche gelten und die
andernfalls den in Abschnitt A beschriebe-
nen Verfahren unterzogen würden

Verwendung als Brennstoff (außer bei
Direktverbrennung) oder andere Mittel der
Energieerzeugung
Rückgewinnung/Regenerierung von Löse-
mitteln
Verwertung/Rückgewinnung organischer
Stoffe, die nicht als Lösemittel verwendet
werden
Verwertung/Rückgewinnung von Metallen
und Metallverbindungen
Verwertung/Rückgewinnung anderer an-
organischer Stoffe
Regenerierung von Säuren oder Basen
Wiedergewinnung von Bestandteilen, die
der Bekämpfung der Verunreinigung die-
nen
Wiedergewinnung von Katalysatorbestand-
teilen
Altölraffination oder andere Wiederver-
wendungsmöglichkeiten von Altöl
Aufbringung auf den Boden zum Nutzen
der Landwirtschaft oder der Ökologie
Verwendung von Rückständen, die bei
einem der unter R1 — R10 aufgezählten
Verfahren gewonnen werden
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R12

R 13

Austausch von Abfällen, um sie einem der
unter R1 — R11 aufgezählten Verfahren zu
unterziehen
Ansammlung von Stoffen, die für ein der in
Abschnitt B beschriebenen Verfahren vor-
gesehen sind.

Anlage V A

BEI DER NOTIFIKATION ANZUGEBENDE
INFORMATIONEN

1. Begründung für die Ausfuhr der Abfälle
2. Abfallexporteur 1)
3. Abfallerzeuger und Entstehungsort 1)

4. Abfallentsorger und tatsächlicher Ort der
Entsorgung 1)

5. Vorgesehene(r) Abfallbeförderer oder, so-
fern bekannt, ihre Beauftragten 1)

6. Abfallausfuhrland
Zuständige Behörde 2)

7. Voraussichtliche Durchfuhrländer
Zuständige Behörde 2)

8. Abfalleinfuhrland
Zuständige Behörde 2)

9. Allgemeine Notifikation oder Einzelnotifika-
tion

10. Voraussichtliche(r) Versandtermin(e) und
Dauer der Abfallausfuhr sowie vorgesehener
Weg (einschließlich Ort der Einfuhr und der
Ausfuhr) 3)

11. Vorgesehene Beförderungsart (Straße,
Schiene, Seeweg, Luftweg, Binnengewässer)

12. Informationen über die Versicherung 4)
13. Bezeichnung und Beschreibung der Beschaf-

fenheit des Abfalls, einschließlich der
Y-Nummer und der VN-Nummer und seiner
Zusammensetzung5) sowie Angaben über
etwaige besondere Handhabungsvorschrif-
ten, einschließlich der bei Unfällen zu
ergreifenden Sofortmaßnahmen

14. Art der vorgesehenen Verpackung (z.B. als
Schüttgut, in Fässern oder in Tanks)

15. Geschätzte Menge nach Gewicht/Volu-
men 6)

16. Verfahren, bei dem der Abfall anfällt 7)
17. Für die in Anlage I aufgeführten Abfälle

Einteilungen nach Anlage III: Gefahrenei-
genschaft, H-Nummer und VN-Klasse

18. Entsorgungsverfahren nach Anlage IV
19. Erklärung des Erzeugers und des Exporteurs,

daß die Informationen zutreffend sind
20. Informationen (einschließlich einer techni-

schen Beschreibung der Anlage) des Abfall-
entsorgers an den Exporteur oder Erzeuger,
auf die der Entsorger seine Feststellung
gestützt hat, daß kein Grund zu der
Annahme vorliegt, die Abfälle würden nicht
umweltgerecht in Übereinstimmung mit den
Gesetzen und sonstigen Vorschriften des
Einfuhrlandes behandelt werden
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21. Informationen über den Vertrag zwischen
dem Exporteur und dem Entsorger

Anmerkungen
1) Vollständiger Name und vollständige An-

schrift, Telefon-, Telex- oder Telefaxnummer
sowie Name, Anschrift, Telefon-, Telex- oder
Telefaxnummer der Kontaktperson.

2) Vollständiger Name und vollständige An-
schrift, Telefon-, Telex- oder Telefaxnummer.

3) Bei einer allgemeinen Notifikation, die meh-
rere Sendungen betrifft, sind entweder die
voraussichtlichen Versandtermine jeder ein-
zelnen Sendung oder, falls diese nicht bekannt
sind, die voraussichtliche Häufigkeit der
Sendungen anzugeben.

4) Informationen über einschlägige Versiche-
rungsvorschriften und über ihre Einhaltung
durch den Exporteur, den Beförderer und den
Entsorger.

5) Art und Konzentration der gefährlichsten
Bestandteile hinsichtlich ihrer Toxizität und
anderer sowohl mit der Behandlung als auch
mit dem vorgesehenen Entsorgungsverfahren
des Abfalls verbundenen Gefahren.

6) Bei einer allgemeinen Notifikation, die meh-
rere Sendungen betrifft, sind sowohl die
geschätzte Gesamtmenge als auch die ge-
schätzten Mengen jeder einzelnen Sendung
anzugeben.

7) Soweit diese Angaben zur Einschätzung der
Gefahr und zur Beurteilung der Eignung des
vorgesehenen Entsorgungsverfahrens erfor-
derlich sind.

Anlage V B

IM BEGLEITPAPIER ANZUGEBENDE IN-
FORMATIONEN

1. Abfallexporteur1)
2. Abfallerzeuger und Entstehungsort 1)

3. Abfallentsorger und tatsächlicher Ort der
Entsorgung 1)

4. Beförderer des Abfalls 1) oder seine Beauf-
tragten

5. Gegenstand einer allgemeinen oder einer
Einzelnotifikation

6. Tag, an dem die grenzüberschreitende
Verbringung begonnen hat, sowie Tag(e) des
Eingangs und Unterschrift jeder Person, die
den Abfall übernimmt

7. Beförderungsart (Straße, Schiene, Binnenge-
wässer, Seeweg, Luftweg), einschließlich
Ausfuhr-, Durchfuhr- und Einfuhrländer
sowie Ort der Einfuhr und der Ausfuhr,
sofern diese bekannt sind

8. Allgemeine Beschreibung des Abfalls (physi-
sche Beschaffenheit, genaue VN-Versandbe-
zeichnung und -klasse, VN-Nummer,
Y-Nummer und H-Nummer, soweit zutref-
fend)
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9. Informationen über besondere Handha-
bungsvorschriften, einschließlich der bei
Unfällen zu ergreifenden Sofortmaßnahmen

10. Art und Zahl der Versandstücke
11. Menge nach Gewicht/Volumen
12. Erklärung des Erzeugers oder Exporteurs,

daß die Informationen zutreffend sind
13. Erklärung des Erzeugers oder Exporteurs, in

der er bestätigt, daß von Seiten der
zuständigen Behörden aller betroffenen
Staaten, die Vertragsparteien sind, kein
Einspruch erhoben wird

14. Bestätigung des Entsorgers über den Eingang
bei der bezeichneten Entsorgungsanlage
sowie Angabe des Entsorgungsverfahrens
und des ungefähren Entsorgungstermins.

Anmerkungen

Die im Begleitpapier anzugebenden Informatio-
nen sind nach Möglichkeit zusammen mit den nach
den Beförderungsregeln vorgeschriebenen Angaben
in einem einzigen Dokument zusammenzufassen.
Ist dies nicht möglich, so sollen diese Informationen
die nach den Beförderungsregeln vorgeschriebenen
Angaben nicht wiederholen, sondern ergänzen. Das
Begleitpapier enthält Anweisungen darüber, wer die
Angaben beizubringen und die Vordrucke auszufül-
len hat.

1) Vollständiger Name und vollständige An-
schrift, Telefon-, Telex- oder Telefaxnummer
sowie Name, Anschrift, Telefon-, Telex- oder
Telefaxnummer der Kontaktperson in Notfäl-
len.

Anlage VI

SCHIEDSVERFAHREN

Artikel 1

Sofern die in Artikel 20 des Übereinkommens
bezeichnete Vereinbarung nichts anders vorsieht,
wird das Schiedsverfahren nach den Artikeln 2 bis
10 durchgeführt.

Artikel 2

Die antragstellende Partei notifiziert dem Sekre-
tariat, daß die Parteien sich darauf geeinigt haben,
die Streitigkeit nach Artikel 20 Absatz 2 oder 3 des
Übereinkommens einem Schiedsverfahren zu unter-
werfen, und weist insbesondere auf die Artikel des
Übereinkommens hin, deren Auslegung oder
Anwendung strittig ist. Das Sekretariat leitet diese
Informationen an alle Vertragsparteien des Über-
einkommens weiter.

Artikel 3

Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern.
Jede an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei
bestellt einen Schiedsrichter, und die beiden so
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bestellten Schiedsrichter ernennen einvernehmlich
den dritten Schiedsrichter zum Vorsitzenden des
Gerichts. Dieser darf nicht Staatsangehöriger einer
der Streitparteien sein, nicht seinen ständigen
Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer dieser Parteien
haben, nicht bei einer von ihnen im Dienst stehen
und sich in keiner anderen Eigenschaft mit der
Streitigkeit befaßt haben.

Artikel 4

(1) Ist der Vorsitzende des Schiedsgerichts nicht
binnen zwei Monaten nach der Bestellung des
zweiten Schiedsrichters ernannt, so ernennt ihn der
Generalsekretär der Vereinten Nationen auf Ersu-
chen einer der Parteien binnen einer weiteren Frist
von zwei Monaten.

(2) Hat eine der Streitparteien nicht binnen zwei
Monaten nach Eingang des Ersuchens einen
Schiedsrichter bestellt, so kann die andere Partei
den Generalsekretär der Vereinten Nationen davon
in Kenntnis setzen, der den Vorsitzenden des
Schiedsgerichts binnen einer Frist von weiteren zwei
Monaten ernennen wird. Nach seiner Ernennung
fordert der Vorsitzende des Schiedsgerichts die
Partei, die noch keinen Schiedsrichter bestellt hat,
auf, diese Bestellung binnen zwei Monaten
vorzunehmen. Nach Ablauf dieser Frist unterrichtet
er den Generalsekretär der Vereinten Nationen, der
diese Ernennung binnen einer Frist von weiteren
zwei Monaten vornimmt.

Artikels

(1) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidun-
gen nach Maßgabe des Völkerrechts und in
Übereinstimmung mit dem Übereinkommen.

(2) Ein nach dieser Anlage gebildetes Schiedsge-
richt legt seine Verfahrensordnung fest.

Artikel 6

(1) Das Schiedsgericht entscheidet über Verfah-
ren und Inhalt mit der Mehrheit seiner Mitglieder.

(2) Das Gericht kann zur Feststellung der
Tatsachen alle geeigneten Maßnahmen ergreifen.
Auf Ersuchen einer der Parteien kann es dringende
einstweilige Schutzmaßnahmen empfehlen.

(3) Die Streitparteien schaffen alle für den
reibungslosen Verlauf des Verfahrens notwendigen
Erleichterungen.

(4) Abwesenheit oder Versäumnis einer Partei
stellt kein Hindernis für das Verfahren dar.
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Artikel 7

Das Gericht kann über Gegenklagen, die mit dem
Streitgegenstand unmittelbar in Zusammenhang
stehen, verhandeln und entscheiden.

Artikel 8

Sofern das Schiedsgericht nicht wegen der
besonderen Umstände des Einzelfalls etwas anderes
beschließt, werden die Kosten des Gerichts,
einschließlich der Vergütung seiner Mitglieder, von
den Streitparteien zu gleichen Teilen getragen. Das
Gericht verzeichnet alle seine Kosten und legt den
Parteien eine Schlußabrechnung vor.

Artikel 9

Hat eine Vertragspartei ein rechtliches Interesse
an dem Streitgegenstand, das durch die Entschei-
dung des Falles berührt werden könnte, so kann sie
mit Zustimmung des Gerichts dem Verfahren
beitreten.

Artikel 10

(1) Das Gericht fällt seinen Schiedsspruch binnen
fünf Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem es
gebildet wurde; hält es jedoch eine Verlängerung
dieser Frist für notwendig, so darf diese fünf
Monate nicht überschreiten.

(2) Der Spruch des Schiedsgerichts ist mit einer
Begründung zu versehen. Er ist endgültig und für
die Streitparteien bindend.

(3) Streitigkeiten zwischen den Parteien über die
Auslegung oder die Vollstreckung des Schieds-
spruchs können von jeder Partei dem Schiedsge-
richt, das den Spruch gefällt hat, oder, falls dieses
Gericht nicht befaßt werden kann, einem anderen
Gericht unterbreitet werden, das zu diesem Zweck
auf die gleiche Weise gebildet wird wie das erste.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 12. Jänner 1993 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das
Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 25 Abs. 2 für Österreich mit 12. April 1993 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten das
Übereinkommen ratifiziert, angenommen bzw. genehmigt oder sind ihm beigetreten: Argentinien,
Australien, Bahamas, Bahrain, Brasilien, Chile, China, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Indien,
Jordanien, Kanada, Lettland, Liechtenstein, Malediven, Mexiko, Monaco, Nigeria, Norwegen, Panama,
Polen, Rumänien, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Sri Lanka, Syrien, Tschechoslowakei, Ungarn,
Uruguay, Zypern.

Folgende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
Erklärungen abgegeben:

CHILE:

Die Regierung von Chile ist der Ansicht, daß die Bestimmungen des Übereinkommens mit den
Grundsätzen vollkommen übereinstimmen, die den von Chile im Rahmen des in Art. IX des
Antarktisvertrags vorgesehenen Konsultationsmechanismus angenommenen Empfehlungen zugrundelie-
gen. Sie dienen auch dazu das Regelungssystem, das Chile durch verschiedene internationale Verträge über
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die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle errichtet
hat, zu festigen und zu ergänzen. Sein Geltungsbereich umfaßt sowohl das kontinentale Staatsgebiet als
auch das südlich des 60. Breitengrades gelegene Hoheitsgebiet entsprechend Art. 4 Abs. 6 der
gegenständlichen Konvention.

NORWEGEN:

Norwegen anerkennt die in Art. 20 Abs. 3 lit. a und b des Übereinkommens festgelegten, verbindlichen
Mittel zur friedlichen Streitbeilegung, durch

a) Vorlage der Streitigkeit an den Internationalen Gerichtshof und/oder
b) Schiedsgerichtsbarkeit nach den in Anlage VI festgelegten Verfahren.

POLEN:

Mit Bezug auf Art. 20 Abs. 2 des Übereinkommens erklärt die polnische Regierung, daß sie von Rechts
wegen die Schiedsgerichtsbarkeit nach den in Anlage VI des Übereinkommens festgelegten Verfahren und
Bedingungen als obligatorisch anerkennt.

RUMÄNIEN:

In Übereinstimmung mit Art. 26 Abs. 2 des Übereinkommens erklärt Rumänien, daß der Import und
die Entsorgung gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle auf seinem Staatsgebiet nur nach vorheriger
Genehmigung durch die zuständigen rumänischen Behörden erfolgen kann.

Vranitzky

230. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend das Inkrafttreten der Abfallwirt-

schaftsgesetz-Novelle 1992

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

Mit dem Inkrafttreten des „Basler Übereinkom-
men über die Kontrolle der grenzüberschreitenden

Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsor-
gung", BGBl. Nr. 229/1993, mit 12. April 1993,
treten gleichzeitig die diesbezüglichen Bestimmun-
gen der in der Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle
1992, BGBl. Nr. 715, angeführten Bestimmungen in
Kraft.

Vranitzky
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